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IKARus im „beratungsNetzwerk hessen“ 

Die Einbindung von IKARus in das „beratungs-
Netzwerk hessen – Mobile Intervention gegen
Rechtsextremismus“ in der Rolle eines Mobilen
Interventionsteams (MIT) hat erkennbar einen
wechselseitigen Nutzen. Dass IKARus aktives und
akzeptiertes Mitglied im Beratungsnetzwerk ist,
erscheint aber keinesfalls selbstverständlich und
ist im Hinblick auf die abweichenden Zielgrup-
pen und Aufgabenstellungen des Aussteigerpro-
gramms einerseits und die des Beratungsnetz-
werks andererseits zunächst auch nicht logisch.
Während sich das „beratungsNetzwerk hessen“,
vereinfacht dargestellt, mit seinen Angeboten an
„Betroffene“ (z. B. Eltern von rechtsorientierten
Jugendlichen) und  im Gemeinwesen “Verant-
wortliche“ (z. B. Bürgermeister, Vereinsvorstände,
Jugendpfleger, Schulleiter) richtet, die mit
rechtsextremistischen, fremdenfeindlichen oder
antisemitischen Bestrebungen und Gewalt kon-
frontiert sind, bietet IKARus  ausstiegswilligen
Personen aus rechtsextremen Spektren Beratung
und Unterstützung an. In begrifflicher Analogie
zur Zielgruppe des Beratungsnetzwerks richtet
sich IKARus somit an die „Täter“. 

Doch gerade aus diesem scheinbaren Wider-
spruch heraus lässt sich der wechselseitige Nut-
zen herleiten. Denn die Mitarbeiter von IKARus
können ihr Wissen und die Erkenntnisse, die sich
aus den Aussteigerbiografien und aus der Selbst-
reflexion von Ausstiegsklienten generieren las-
sen, abstrahiert in die Beratungsfälle des Bera-
tungsnetzwerks einbringen. Diese Erkenntnisse
aus der „Binnenperspektive“ über Entstehungs-
zusammenhänge rechtsextremer Orientierun-
gen, begünstigende Milieus und Stabilisierungs-
mechanismen in lokalen/regionalen Räumen las-
sen sich ggf. unmittelbar in Handlungsempfeh-
lungen umsetzen, insbesondere bei Fällen von:
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Daneben besteht in allen Beratungskontexten
die Möglichkeit, aus den im Rahmen von Inter-
ventionen möglicherweise zustande kommen-
den „Irritationen“ innerhalb der agierenden rech-

ten Gruppierungen oder bei Einzelpersonen, sei-
tens IKARus Ansprachen vorzunehmen bzw. Aus-
stiegsangebote zu unterbreiten. Diese Option
kann nach unseren konkreten Erfahrungen aus
der Beratungsarbeit seit Implementierung des
Beratungsnetzwerks die Akzeptanz und die
Nachhaltigkeit von Interventionen - gerade in
kleinräumlichen Kontexten - entscheidend erhö-
hen. Dies lässt sich unter anderem dadurch erklä-
ren, dass es sich bei „den Rechten“, die durch ihr
Agieren in lokalen Räumen Interventionen durch
das Beratungsnetzwerk auslösen, eben in der
Mehrzahl auch um zumeist sehr junge, ange-
stammte Einwohner dieser Orte handelt. 

Die Beratung suchenden Verantwortungsträger,
gesellschaftlichen Gruppen oder Vereine haben
insofern zumeist ein vitales Interesse daran, die
rechtsextremistischen Entwicklungen zu been-
den, aber gleichzeitig den sozialen Frieden in der
Kommune nicht nachhaltig zu beschädigen. Und
diese Orientierung bedingt eben auch den Wil-
len zur Integration bzw. Reintegration dieser,
hier kontextlich als – Täter – bezeichneten Perso-
nen.

Ein zusätzlicher und sehr praktischer Nutzen für
IKARus im Sinne der Aussteigerarbeit liegt in der
Möglichkeit, Ausstiegsklienten in qualitativ ver-
festigten Begleitprozessen innerhalb der Netz-
werkstrukturen in „passgenaue“ pädagogische
Angebote zur Aufarbeitung ihrer rechtsextremis-
tisch- bzw. menschenfeindlichen  Einstellungs-
und Verhaltensmuster vermitteln zu können.

Peter Korstian, Kriminalhauptkommissar, ist
seit 2006 Mitarbeiter der Geschäftsstelle IKARus
im Hessischen Landeskriminalamt

bedarfs- und verlaufsorientiert durch eine fach-
bezogene Einbindung der Sicherheitsbehörden,
der Justiz, der Sozial- und Jugendämter, der
Schulen, der Beratungseinrichtungen und weite-
ren relevanten Stellen. Dabei gilt der Grundsatz
der Subsidiarität. Der Klient erhält Hilfe und
Begleitung in dem Maße und an den Stellen, wo
seine eigenen Möglichkeiten und Ressourcen
ausgeschöpft bzw. noch nicht hinreichend ent-
wickelt sind. Die Ausstiegsbegleitung erfolgt
nach dem Prinzip Hilfe zur Selbsthilfe!

Die Erkenntnisse aus der mehrjährigen Praxis in
der Aussteigerarbeit ließen die Notwendigkeit
zur Entwicklung eines Verfahrens bzw. eines
integralen Instruments im IKARus-Programm
erkennen, mit dem ein konkretes,  klientenzen-
triertes Angebot zum Erkennen und Bewältigen
von Aggressivitäts- und Gewaltfaktoren (AAT)
geschaffen werden kann. Die Berücksichtigung
der spezifischen Einflüsse von rechtsextremisti-
schen, respektive menschenfeindlichen Einstel-
lungs- und Verhaltensmustern stellte hierbei
eine Notwendigkeit, aber auch zusätzliche
Herausforderung dar.

Ende des Jahres 2009 führten diese Erkenntnisse
zur Entwicklung eines Konzepts für ein spezifi-
sches Persönlichkeitstraining, „im-puls“ genannt. 

Persönlichkeitstraining  „im-puls“

„im-puls“ folgt primär dem Ziel, den in der Regel
langfristig angelegten Ausstiegsprozess aus
rechtsextremen Karrieren möglichst frühzeitig
nach formeller Prozessaufnahme  zu stabilisie-
ren. Der Fokus richtet sich daher im Wesentlichen
auf eine ganzheitliche, persönliche Weiterent-
wicklung der Ausstiegsklienten. Dabei wird
sowohl ressourcen-, als auch delinquenzorien-
tiert mit den Klienten gearbeitet. 

Eine erfolgreiche Teilnahme, das heißt eine kon-
sequente und proaktive Beteiligung an dem Trai-
ning, soll den Teilnehmern im Anschluss Hilfe-
stellung dabei leisten,
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Die Namensgebung des Trainings weist darauf
hin, dass den Trainingsteilnehmern Impulse im
Hinblick auf eine nachhaltige Einstellungs- und
Verhaltensänderung gegeben werden sollen, die
auf der Grundlage von Selbstreflexion und Kom-
petenzbildung erfolgen. 
Die „im-puls“-Trainingsreihe wurde auf der Grund-
lage der wissenschaftlich fundierten Erfahrungen
des Anti-Aggressivitäts-Training/Coolness-Training
(AAT*/CT*), des Psychodramas sowie weiterer
nachweislich nachhaltiger Trainingsformen,
unter besonderer Berücksichtigung aktueller
Forschungsergebnisse aus interdisziplinären Per-
spektiven (Psychologie, Kriminologie, Neurowis-
senschaften, Pädagogik und Soziologie) konzi-
piert.

Das mit Fachkräften aus der Sozialarbeit entwi-
ckelte Training setzt sich aus Elementen der kon-
frontativen Pädagogik, des Kommunikationstrai-
nings, der Körpersprache, der Teamentwicklung,
des Sozialtrainings, des AAT*/CT® und des Psycho-
dramas zusammen. In seiner Gesamtheit stellt es
somit ein symbiotisches Lernmodul zur Stärkung
der eigenen Souveränität dar.
In einer Erprobungsphase mit mehreren Trai-
ningsreihen  „im-puls“ soll zunächst geprüft wer-
den, ob „im-puls“ als integraler Verfahrensbe-
standteil zur Stabilisierung von begleiteten Aus-
stiegsprozessen bei IKARus etabliert werden kann.

Die gewonnenen Eindrücke aus der inzwischen
abgeschlossenen sechsteiligen Pilotreihe „im-
puls“ bestätigen bisher die Annahmen und
Begründungen, die für die Entwicklung des Trai-
nings Ausschlag gaben. Um eine angemessene
und belastbare Bewertung hinsichtlich der Effek-
tivität vornehmen zu können, bedarf es aber der
Erkenntnisse und Erfahrungen aus weiteren Trai-
ningsreihen.

Peter Korstian RECHTS RAUS - UND DANN?  DAS AUSSTEIGERPROGRAMM IKARus

den Ausstieg als Chance für ein „besseres“
Leben zu begreifen
sich mit selbst begangenem, aber auch mit
selbst erlebtem Unrecht (Taten) offen und kon-
struktiv auseinander zu setzen
Verantwortung für sich und das eigene Verhal-
ten übernehmen  zu können und zu wollen
den weiteren Ausstiegsprozess bewusst und
selbstwirksam zu gestalten

klare und realistische Perspektiven für eine
sozialadäquate Zukunft zu entwickeln und
konkret zu verfolgen
Enttäuschungen und Konflikte auszuhalten
und positiv kanalisieren zu können
positive Persönlichkeitsanteile zu fördern,
negative zu entdecken und ihnen selbststän
dig begegnen zu lernen
Faktoren und Kompetenzen emotionaler Inteli-
genz (Soft Skills) zu entwickeln sowie 
ein humanistisches Menschenbild, als positi-
ven Gegenentwurf zu in der Vergangenheit
verinnerlichten und gelebten rechtsextremen
/menschenfeindlichen Einstellungsmustern,
aufzubauen.

Übernahmestrategien rechter Jugendcliquen
bzw. Gruppen in der kommunalen-, kirchlichen-
oder vereinsgebundenen Jugendarbeit, 
Bildung von „Angsträumen“ durch rechte
Gruppierungen in Form von Aufmärschen,
Propagandaaktionen, Einschüchterungen und
Gewalttaten,
Werbestrategien rechter Organisationen und
Parteien zur Rekrutierung von „Nachwuchs“
mittels erlebnisorientierter Angebote in loka-
len/regionalen Räumen (Bsp. Rechtsrockkon-
zerte, Jugendlager).
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können. Im kommunalen Umfeld war es wichtig,
das persönliche Gespräch mit den Bürgermeistern
der 22 Städte und Gemeinden im Kreis Bergstraße
zu suchen. Das Ergebnis dieser Bemühungen ist,
dass von den 22 Kommunen im Kreis Bergstraße
16 eine „Resolution gegen rechte Aktivitäten“
beschlossen haben. Von großer Bedeutung war in
diesem Zusammenhang, dass die Bürgermeister
das Thema „Rechtsextremismus“ in ihre politischen
Gremien einbrachten, diskutierten und dass das
Bekenntnis, gegen Rechts vorzugehen, von einer
breiten politischen Basis unterstützt und getragen
wird. Ein effizientes Handeln gegen rechte Grup-
pen vor Ort setzt informierte Ordnungsämter
voraus. Deshalb war es ein Anliegen der „Initiative“,
dass die Ordnungsämter sensibilisiert werden für
die Anträge von rechter Seite: was ist zu tun, wenn
eine rechte Demonstration, Mahnwache oder Feier
angemeldet wird, welche Auflagen sind sinnvoll
oder wie lässt sich gegen Gaststätten, die als rech-
te Szenetreffpunkte bekannt sind oder vermutet
werden, vorgehen? 

2. Arbeiten in schulischen und außerschuli-
schen Projekten 

Schon im Jahr 2002 beschäftigten sich aktive Mit-
glieder in einem Arbeitskreis der „Initiative“ mit der
Frage, wie ein Zugang zu Schulen gefunden wer-
den kann, um wirksam und nachhaltig  gegen Ras-
sismus und für ein konstruktives Miteinander in
der heterogenen Schülerschaft hinzuwirken. Im
Kreis Bergstraße gibt es 75 Schulen. Es war von
Beginn an klar, dass aufgrund von mangelnden
Ressourcen in der „Initiative“ nur in einzelnen
Schulen aktiv vorgegangen werden konnte. Trotz-
dem konnten in den zurückliegenden Jahren
unterschiedliche schulische Projekte zu Interkultu-
rellem Lernen einerseits und zu Demokratieent-
wicklung andererseits initiiert werden. Anhand
von drei Beispielen werden diese Projekte näher
erläutert.

Projekt“ Afghanistan-Werkstatt“

Im Bereich des Interkulturellem Lernen arbeiteten
im schulübergreifenden Projekt Afghanistan-Werk-
statt 21 Schülerinnen und Schüler aus Afghanistan,
Pakistan, dem Irak, dem Iran, der Türkei, Indien,
Nepal, Sri Lanka und Eritrea im Jahr 2005 an einer
sehr umfangreichen Präsentation (rund 200 Folien)
über Afghanistan. 
Afghanische Schülerinnen und Schüler äußerten
den Wunsch, ihr Land den Menschen im Landkreis
Bergstraße näher zu bringen. Als Begründung
nannten sie, dass bedingt durch den aktuellen
Irakkrieg Afghanistan in Vergessenheit geraten sei.

Außerdem seien die Lebensverhältnisse in ihrem
Land bei ihren Mitschülerinnen und Mitschülern
völlig unbekannt. Die Schulleitung unterstützte
dieses Projekt und so konnte an einzelnen Tagen in
den Sprach- und Orientierungsklassen für dieses
Projekt recherchiert und am PC Folien erstellt wer-
den. Schwerpunkte der Präsentation waren allge-
meine Informationen über das Land, Bildung, das
heutige Schulwesen, Kultur, Geschichte, die Rech-
te von Frauen – das war der ausdrückliche Wunsch
der afghanischen Schülerinnen – und die Schön-
heiten des Landes darzustellen. 

Zum Abschluss der Afghanistan-Werkstatt organi-
sierte die Schule einen „afghanischen Abend“ und
viele Interessierte waren zu Gast. Die Presse lobte
das Engagement der Jugendlichen in einem aus-
führlichen Bericht. Durch diesen wurde der Land-
rat des Kreises Bergstraße auf die Gruppe aufmerk-
sam und lud sie ein, ihre Materialien für zwei
Wochen im Foyer des Landratsamtes auszustellen,
um einer Vielzahl von Bürgerinnen und Bürgern
die Möglichkeit zu bieten, sich genauer über
Afghanistan zu informieren. 

Im Bereich Demokratieentwicklung wurden Pro-
jekte zu Zivilcourage und zu Partizipation von
Jugendlichen durchgeführt. 

Projekt „Zivilcourage“

Ein Mitglied des Beratungsteams der Initiative
Bergstraße setzte in seiner Funktion als Lehrkraft
ein Projekt mit seiner Schulklasse zum Thema Zivil-
courage um. Die Parabel „Brauner Morgen“ von
Frank Pavloff diente als Vorlage für die Behandlung
des Themas im Unterricht. Als ergänzendes Unter-
richtsmaterial wurde ein Kurzfilm, basierend auf
der Parabel, eingesetzt.
Die Ergebnisse der Projektarbeit wurden in einer
öffentlichen Veranstaltung in einer Stadtbücherei
präsentiert. Für den in sechs Sprachen vorgetrage-
nen Text, die Musik und die Plakate gab es viele
lobenswerte Worte und Applaus. Durch die Mode-
ration des Abends, die Gestaltung des Werbeflyers
und Gespräche mit den Pressevertretern wurde
den Schülerinnen und Schülern bewusst, dass
politisch mutiges Handeln immer auch eine
öffentlichkeitswirksame Seite hat. Deshalb arbeite-
ten sie auch in der Projektgruppe mit, die wenige
Monate später den Titel "Schule ohne Rassismus -
Schule mit Courage" für ihre Schule erreichte.

Die  Veranstaltung wurde auch von rechtsextre-
men Akteuren besucht, die versuchten, die Veran-
staltung zu stören. Ungewollt wurde somit die
wichtigste Erfahrung des Abends für die Schülerin-
nen und Schüler, die so genannte „Wortergrei-

Die „Initiative gegen Rechtsextremismus und
Fremdenfeindlichkeit im Kreis Bergstraße“ hat sich
im Jahr 2001 infolge einer wachsenden Anzahl von
Übergriffen rechtsextremer Täter gegründet. Der
Initiative gehören Bürgerinnen und Bürger aus vie-
len gesellschaftlichen Bereichen, wie Schule, Kir-
chen, sozialen und kulturellen Einrichtungen,
Gewerkschaften oder  Politik an. Das gemeinsame
Ziel ist, auf ein menschenwürdiges Zusammenle-
ben, auf ein friedliches Miteinander und eine
gegenseitige Wertschätzung im Landkreis Berg-
straße hinzuwirken.

Neben den für Bürgerinitiativen üblichen Gegen-
maßnahmen wie Blockaden, Konfrontationen und
alternativen Veranstaltungen bei Demonstratio-
nen, Kundgebungen, Mahnwachen und Aufmär-
schen von Nazis suchte die „Initiative“ schon seit
dem Jahr 2002 nach Handlungsmöglichkeiten,
rechtsextremen Akteuren bereits im Vorfeld zu ver-
deutlichen, dass hier Menschen bereit sind, sich
ernsthaft mit Rechtsextremismus und Rassismus
auseinanderzusetzen und  nachhaltig und einfalls-
reich Widerstand zu leisten oder rechtsextremisti-
schen Aktivitäten vorzubeugen. Für die Entwick-
lung verschiedener Modelle von präventiven und
demokratischen Maßnahmen bildete sich ein
Arbeitskreis für konkrete Zielgruppen, der entspre-
chende Aufgaben und Zielsetzungen definierte. 

Von Anfang an hat die „Initiative“ großes Interesse
an Vernetzung und  Zusammenarbeit mit anderen
zivilgesellschaftlichen Gruppen, aber auch an Aus-
tausch und Kooperation mit staatlichen Stellen
wie Polizei, Ordnungsämtern und dem Schulamt.
Darüber hinaus ist die „Initiative“ seit 2007 Mitglied
im „beratungsNetzwerk hessen – Mobile Interven-
tion gegen Rechtsextremismus“ und stellt hier ein
mobiles Interventionsteam zur Verfügung. 
Der vorliegende Beitrag stellt in einem ersten
Schritt die Arbeit der Initiative in Netzwerken vor,
in einem zweiten Schritt die bisherigen Aktivitäten
an südhessischen Schulen und abschließend in
einem dritten Schritt die Arbeit der Initiative im
beratungsNetzwerk hessen.

1. Arbeiten in kommunalen Netzwerken

Von Beginn an stellte sich die „Initiative“ die Aufga-
be, sich mit Menschen und Gruppen, die die glei-

chen Interessen verfolgen, besser zu vernetzen.
Auf diese Weise kann ein schneller Austausch von
Informationen in bestimmten Situationen, z. B. bei
ungeplanten oder kurzzeitig angesagten Aktionen
von Rechtsextremen, zu einer spontanen Gegen-
demonstration genutzt werden. Eine Email an alle
Interessierten informiert und mobilisiert gleichzei-
tig zu Gegenaktionen. Das gut funktionierende
Netzwerk pflegt auch Beziehungen zu anderen
Anti-Nazi-Demokratie-Bündnissen im näheren
und weiteren Umkreis: nach Mittel- und Nordhes-
sen, sogar über die südhessische Landesgrenze
hinaus reichen die Kontakte. Dies ist insofern wich-
tig, da die Region zum Einflussbereich des rechten
Aktionsbüros Rhein-Neckar gehört, das seine Akti-
vitäten von Ludwigshafen (Rheinland-Pfalz) aus
steuert und in Nordbaden, Südhessen und der
Pfalz durchführt. Seit drei Jahren veröffentlicht die
„Initiative“ unter www.fremdenfreundlich.de
monatlich eine Aufstellung der rechten Aktionen
in der Region und berichtet über das Presseecho
zu unseren Themen und Aktivitäten.

Die Beziehungen zu anderen Bürgerinitiativen ent-
standen oft auf Einladung von Menschen und
Gruppen, die, resultierend aus lokalen Vorkomm-
nissen mit rechten Aktivisten, eine Initiative grün-
den wollen. Die „Initiative“ nahm diese Gelegen-
heiten gern wahr, stellte ihre Arbeitsweisen vor
und unterstützte durch Seminartage und Work-
shops die Gründung und Begleitung dieser Grup-
pen. Mit allen diesen Gruppen besteht ein ausge-
dehnter Austausch an Informationen und Erfah-
rungen. In jedem Jahr führt die „Initiative“ als Mit-
veranstalter einen Workshop für Multiplikatoren in
unserer Region durch. Die Themen sind weit gefä-
chert von „Demokratie“ über „Integration“ zum
„besseren Miteinander“. Klaus-Peter Hufer stellte
im Rahmen dieses Workshops seine „Argumente
gegen Stammtischparolen“ vor, ein Seminar, das
mittlerweile fest zum Angebot des „Mobilen Inter-
ventionsteams Bergstraße“ bei „Schulaktionsta-
gen“ gehört.

Ein weiteres Vorhaben der „Initiative“ war, eine
Strategie zu finden, um die kommunale, politische
Ebene für Vorkommnisse mit rechtsextremem,
antisemitischem und fremdenfeindlichem Hinter-
grund zu sensibilisieren. Kommunen sollten in die
Lage versetzt werden, mit angekündigten Aufmär-
schen rechter Gruppierungen besser umgehen zu

Margarete Bauer/Manfred Forell 

Demokratie lernen, Rechtsextremis-
mus und Rassismus bekämpfen -
Eine Bürgerinitiative im Beratungsfeld Schule
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können. Im kommunalen Umfeld war es wichtig,
das persönliche Gespräch mit den Bürgermeistern
der 22 Städte und Gemeinden im Kreis Bergstraße
zu suchen. Das Ergebnis dieser Bemühungen ist,
dass von den 22 Kommunen im Kreis Bergstraße
16 eine „Resolution gegen rechte Aktivitäten“
beschlossen haben. Von großer Bedeutung war in
diesem Zusammenhang, dass die Bürgermeister
das Thema „Rechtsextremismus“ in ihre politischen
Gremien einbrachten, diskutierten und dass das
Bekenntnis, gegen Rechts vorzugehen, von einer
breiten politischen Basis unterstützt und getragen
wird. Ein effizientes Handeln gegen rechte Grup-
pen vor Ort setzt informierte Ordnungsämter
voraus. Deshalb war es ein Anliegen der „Initiative“,
dass die Ordnungsämter sensibilisiert werden für
die Anträge von rechter Seite: was ist zu tun, wenn
eine rechte Demonstration, Mahnwache oder Feier
angemeldet wird, welche Auflagen sind sinnvoll
oder wie lässt sich gegen Gaststätten, die als rech-
te Szenetreffpunkte bekannt sind oder vermutet
werden, vorgehen? 

2. Arbeiten in schulischen und außerschuli-
schen Projekten 

Schon im Jahr 2002 beschäftigten sich aktive Mit-
glieder in einem Arbeitskreis der „Initiative“ mit der
Frage, wie ein Zugang zu Schulen gefunden wer-
den kann, um wirksam und nachhaltig  gegen Ras-
sismus und für ein konstruktives Miteinander in
der heterogenen Schülerschaft hinzuwirken. Im
Kreis Bergstraße gibt es 75 Schulen. Es war von
Beginn an klar, dass aufgrund von mangelnden
Ressourcen in der „Initiative“ nur in einzelnen
Schulen aktiv vorgegangen werden konnte. Trotz-
dem konnten in den zurückliegenden Jahren
unterschiedliche schulische Projekte zu Interkultu-
rellem Lernen einerseits und zu Demokratieent-
wicklung andererseits initiiert werden. Anhand
von drei Beispielen werden diese Projekte näher
erläutert.

Projekt“ Afghanistan-Werkstatt“

Im Bereich des Interkulturellem Lernen arbeiteten
im schulübergreifenden Projekt Afghanistan-Werk-
statt 21 Schülerinnen und Schüler aus Afghanistan,
Pakistan, dem Irak, dem Iran, der Türkei, Indien,
Nepal, Sri Lanka und Eritrea im Jahr 2005 an einer
sehr umfangreichen Präsentation (rund 200 Folien)
über Afghanistan. 
Afghanische Schülerinnen und Schüler äußerten
den Wunsch, ihr Land den Menschen im Landkreis
Bergstraße näher zu bringen. Als Begründung
nannten sie, dass bedingt durch den aktuellen
Irakkrieg Afghanistan in Vergessenheit geraten sei.

Außerdem seien die Lebensverhältnisse in ihrem
Land bei ihren Mitschülerinnen und Mitschülern
völlig unbekannt. Die Schulleitung unterstützte
dieses Projekt und so konnte an einzelnen Tagen in
den Sprach- und Orientierungsklassen für dieses
Projekt recherchiert und am PC Folien erstellt wer-
den. Schwerpunkte der Präsentation waren allge-
meine Informationen über das Land, Bildung, das
heutige Schulwesen, Kultur, Geschichte, die Rech-
te von Frauen – das war der ausdrückliche Wunsch
der afghanischen Schülerinnen – und die Schön-
heiten des Landes darzustellen. 

Zum Abschluss der Afghanistan-Werkstatt organi-
sierte die Schule einen „afghanischen Abend“ und
viele Interessierte waren zu Gast. Die Presse lobte
das Engagement der Jugendlichen in einem aus-
führlichen Bericht. Durch diesen wurde der Land-
rat des Kreises Bergstraße auf die Gruppe aufmerk-
sam und lud sie ein, ihre Materialien für zwei
Wochen im Foyer des Landratsamtes auszustellen,
um einer Vielzahl von Bürgerinnen und Bürgern
die Möglichkeit zu bieten, sich genauer über
Afghanistan zu informieren. 

Im Bereich Demokratieentwicklung wurden Pro-
jekte zu Zivilcourage und zu Partizipation von
Jugendlichen durchgeführt. 

Projekt „Zivilcourage“

Ein Mitglied des Beratungsteams der Initiative
Bergstraße setzte in seiner Funktion als Lehrkraft
ein Projekt mit seiner Schulklasse zum Thema Zivil-
courage um. Die Parabel „Brauner Morgen“ von
Frank Pavloff diente als Vorlage für die Behandlung
des Themas im Unterricht. Als ergänzendes Unter-
richtsmaterial wurde ein Kurzfilm, basierend auf
der Parabel, eingesetzt.
Die Ergebnisse der Projektarbeit wurden in einer
öffentlichen Veranstaltung in einer Stadtbücherei
präsentiert. Für den in sechs Sprachen vorgetrage-
nen Text, die Musik und die Plakate gab es viele
lobenswerte Worte und Applaus. Durch die Mode-
ration des Abends, die Gestaltung des Werbeflyers
und Gespräche mit den Pressevertretern wurde
den Schülerinnen und Schülern bewusst, dass
politisch mutiges Handeln immer auch eine
öffentlichkeitswirksame Seite hat. Deshalb arbeite-
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gen“ gehört.

Ein weiteres Vorhaben der „Initiative“ war, eine
Strategie zu finden, um die kommunale, politische
Ebene für Vorkommnisse mit rechtsextremem,
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Den beschriebenen positiven Erfahrungen mit
Schulleitungen und Lehrkräften stehen Erlebnisse
mit Schulen gegenüber, in denen nach wie vor
nach dem Motto „dass nicht sein kann, was nicht
sein darf“ verfahren wird. Fremdenfeindlichkeit
und Rechtsextremismus sind in diesen Schulen
Tabuthemen, die nicht angesprochen werden dür-
fen, obwohl häufig dieselben Schulen jedes Jahr
mit den Abschlussklassen Gedenkstätten besu-
chen, Zeitzeugengespräche oder eine Gedenkfeier
zur Pogromnacht anbieten. Solche Schulen lehnen
auch nach Vorkommnissen Interventionen ab, weil
es sich „um einen Einzelfall handelt“ und „das
Ganze sowieso nur ein dummer Jungenstreich“
war, außerdem „wollen wir das nicht an die große
Glocke hängen“, denn, man „will keine schlafenden
Hunde wecken“. Die Angst vieler Schulleitungen
sitzt tief, dass man mit negativ belasteten Themen
am positiven Image der Schule kratzt. Statt sich
offensiv diesen Themen zu stellen, Demokratie-
und Menschenrechtserziehung zu leisten, will man
niemanden erschrecken und schielt ängstlich auf
Anmeldezahlen eines neuen Schuljahrs.

In diesem Spannungsfeld bewegen sich die Bera-
tungen des Teams an südhessischen Schulen.
Schule als ein eigenes und komplexes System
benötigt sehr individuell geplante Schritte in der
Beratung, um hier langfristig etwas Positives
bewirken zu können.  

Margarete Bauer engagiert sich seit 2001 in der
Initiative und wurde 2004 in das Sprecherteam
gewählt.

Manfred Forell ist Lehrer und Integrationsbeauf-
tragter in Bensheim. Er arbeitet seit 2004 in der
Initiative mit und wurde 2009 ins Sprecherteam
gewählt.
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fungsstrategie“ eines NPD-Aktivisten „live“ miter-
lebt zu haben. Er konnte sich aber nicht wie
gewünscht im Plenum durchsetzen, weil ausrei-
chend überzeugte Demokraten anwesend waren,
die die plakativen Parolen entlarven konnten.

Projekt „Jugend – stark für Demokratie! 
Deine Meinung zählt!“

Im Frühjahr 2007 suchte die „Initiative“ nach neuen
Partnern für ein Vorhaben, in dessen Mittelpunkt
Jugendliche in Verbindung mit dem Thema Demo-
kratie stehen sollten. Im Arbeitskreis Demokratie
fanden sich Kooperationspartner aus den Berei-
chen der kirchlichen und politischen Jugendbil-
dung für eine nachhaltige und längerfristige
Zusammenarbeit. Der Arbeitskreis setzt sich
zudem für eine intensive Vernetzung und einen
Wissenstransfer an weitere Multiplikatoren ein, um
präventiv noch wirkungsvoller gegen Rassismus
im gesamten Kreis Bergstraße arbeiten zu können.
Die Idee war, ein Workshop-Forum für Jugendliche
zu entwickeln, welches in leicht veränderter Form,
an lokale Bedingungen angepasst, in den Kommu-
nen des Kreises Bergstraße durchgeführt werden
kann. Unter dem Titel: „Jugend – stark für Demo-
kratie! Deine Meinung zählt!“ stehen im Mittel-
punkt der Veranstaltung die Interessen und
Bedürfnisse von Jugendlichen.

Jugendliche aus dem Ort (z. B. aus Jugendgrup-
pen, Schulen, Verbände und Vereine) werden im
Vorfeld und während der Veranstaltung aktiv ein-
gebunden. Für den musikalischen Rahmen wird
eine Schülerband oder andere lokale Musikgruppe
eingeladen. Die Kooperation mit einer Schule und
anderen lokalen Partnern spielt dabei eine zentra-
le Rolle und die Kommunen werden im Vorfeld
informiert und um Unterstützung gebeten. Ziel
des Workshop-Forums ist, junge Menschen in
ihrem Bewusstsein und Handeln für Demokratie zu
stärken und dadurch präventiv gegen die Verbrei-
tung rechtsextremistischer Anschauungen zu wir-
ken. 
Bei der Kontaktaufnahme zu Schulen gab es in den
meisten Fällen Zustimmung zu dem Demokratie-
Forum. Einige Schulen, Schulleitungen und Lehrer-
kollegien, machten den Besuch sogar zu einer
Pflichtveranstaltung für bestimmte Klassen.
Zudem luden sie Mitglieder des Arbeitskreises ein,
um die Inhalte des Workshop-Forums den Schüle-
rinnen und Schülern persönlich vorzustellen. In
den öffentlichen Veranstaltungen beteiligten sich
diese Schülerinnen und Schüler besonders aktiv. 

3. Arbeiten im „beratungsNetzwerk hessen –
Mobile Intervention gegen Rechtsextremis-
mus“

Seit 2007 ist die „Initiative“ Mitglied im beratungs-
Netzwerk hessen – Mobile Intervention gegen
Rechtsextremismus und stellt ein mobiles Inter-
ventionsteam (MIT). Mitglied im Beratungsnetz-
werk ist auch das Schulamt Bergstraße/Odenwald-
kreis. Durch diese neue Konstellation bieten sich
weitere Zugänge zu Schulen an. So wurde das
Mobile Interventionsteam eingeladen, bei einer
Schulamtskonferenz und einer Schulleiterdienst-
versammlung die Arbeit der „Initiative“, des MITs
und des Beratungsnetzwerks vorzustellen. Auch
Fälle nach aktuellen Vorkommnissen mit rechtsex-
tremem Hintergrund wurden vom Schulamt an
das MIT vermittelt.

In den letzten Jahren hat die „Initiative“ Kontakte
zu rund 25 Schulen (Gymnasien, Haupt- und Real-
schulen, Berufliche Schulen) im Kreis Bergstraße
und im Odenwaldkreis aufgenommen und
gepflegt. Zu den meisten Schulen wurde der Kon-
takt aufgrund rechtsextremer, antisemitischer und
fremdenfeindlicher Vorkommnisse aufgenommen.
In den folgenden Beratungsgesprächen mit der
Schulleitung und weiteren Lehrkräften stellte das
MIT nach den Wünschen der Beratungsnehmer ein
maßgeschneidertes Konzept für eine Intervention
vor. In vielen Fällen folgte das Schulkollegium den
Empfehlungen des MITs und es wurden Projektta-
ge durchgeführt, die von den Schulen auf breiter
Basis unterstützt wurden. Immer wieder wurde bei
den Nachbereitungsbesprechungen von der
Schulleitung und den beteiligten Lehrern ange-
regt, solche Projekttage nicht nur als Intervention
bei aktuellen Vorkommnissen sondern auch zur
Prävention durchzuführen. 

Bei den Schuleinsätzen des MITs zeigte sich häufig,
dass der größte Informationsbedarf auf Seiten der
Lehrkräfte besteht. In Fach- und Gesamtkonferen-
zen finden daher häufig Informationsveranstaltun-
gen als Teil der Beratung statt. Gleichzeitig trifft
das MIT auf Schülerinnen und Schüler, die sich oft
bestens informiert zeigen über rechtsextreme
Symbole, Zahlen- und Kleidercodes. Im Gespräch
mit Schülerinnen und Schüler zeigt sich, dass rech-
te Musik ab dem 8. Jahrgang zum festen Reper-
toire vieler Jugendlicher gehört. Wobei klargestellt
werden muss, dass dies nicht vorrangig auf die
Hauptschulen zutrifft, im Gegenteil, es gab immer
wieder Vorfälle mit Oberstufenschülern. Aus die-
sem Grund sprachen sich gerade Gymnasien und
Berufliche Schulen dafür aus, Projekttage gegen
Rassismus als Baustein des sozialen und kulturel-
len Lernens in ihr Schulprogramm aufzunehmen.

Margarete Bauer/Manfred Forell
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Unser Angebot

Das Angebot des beratungsNetzwerks hessen ist grundsätzlich aufsuchend, kostenlos und orientiert sich
an Ihrem Bedarf. Gemeinsam mit Ihnen arbeiten wir einen individuellen Beratungsplan aus. Auf ihren
Wunsch suchen wir auch nach geeigneten räumlichen Möglichkeiten für die Beratungsgespräche vor Ort.

Zu unseren Angeboten zählen:

1. Sensibilisierung und Informationsvermittlung

•  Fallspezi�sche Situations- und Ressourcenanalysen

•  Vermittlung von Kontakten zu anderen Institutionen, Trägern und Einzelpersonen

•  Klärung von rechtlichen Fragen (z.B. Vereinsrecht, Satzungsrecht etc.)

• Fortbildungen und Workshops zu spezi�schen Aspekten des Rechtsextremismus bzw.
zur Stärkung des demokratischen Gemeinwesens

•  Informationsmaterialien zu verschiedenen Aspekten von Rechtsextremismus

•  Aufbereitung von Fachinformationen zu Rechtsextremismus 

2. Erweiterung von Handlungskompetenzen:

•  Einzelfallberatung 

•  Elternberatung

•  Beratung von Kommunen und Initiativen/Netzwerke in der Ö�entlichkeitsarbeit

•  Konzeptentwicklung; z. B. für Jugendarbeit, Netzwerke, kommunale Aktionspläne 

•  Vermittlung von Handlungsoptionen zur Auseinandersetzung mit rechtsextremen 
Aktivitäten (Gewalt, Konzerte, Demonstrationen)

•  Vermittlung von spezi�scher und weiterführender Beratung (z.B. Opferberatung)

Kontakt:

„beratungsNetzwerk hessen – Mobile Intervention gegen Rechtsextremismus“

Wilhelm-Röpke-Str. 6
35031 Marburg (Lahn)

Telefon 06421/2821110
E-Mail:   kontakt@beratungsnetzwerk-hessen.de
Internet: www.beratungsnetzwerk-hessen.de

3. Vernetzung

•  Coaching und Begleitung von regionaler und überregionaler Vernetzung

•  Moderation in kommunalen Netzwerken

•  Krisen- und Kon�iktmanagement

• Unterstützung bei der Erstellung kommunaler Interventionskonzepte

•  Unterstützung bei der Erstellung kommunaler Präventionskonzepte

Unsere Beratungsangebote verstehen wir als „Hilfe zur Selbsthilfe“, d.h. die Beratungsnehmer/-
innen sollen nachhaltig befähigt werden, Probleme vor Ort eigenmächtig, selbstverantwortlich und
selbstbestimmt bearbeiten zu können. 

Im Pool unserer Beraterinnen und Berater �nden sich folgende Quali�kationen:

Sie haben einen Fach-/Hochschulabschluss oder vergleichbare Quali�kationen, Themenkenntnisse
zu Rechtsextremismus, Demokratie und Menschenrechte, Rassismus, Antisemitismus und Diskrimi-
nierung. Sie verfügen über spezi�sche Beratungskompetenzen wie systemische Beratung, Coaching
oder Mediation. Unsere Beraterinnen und Berater haben pädagogische Kompetenzen in der Bil-
dungs- und Seminararbeit und in der Moderation von Gruppen. Sie bilden sich regelmäßig zu the-
menrelevanten Aspekten fort.
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•  Moderation in kommunalen Netzwerken

•  Krisen- und Kon�iktmanagement

• Unterstützung bei der Erstellung kommunaler Interventionskonzepte

•  Unterstützung bei der Erstellung kommunaler Präventionskonzepte

Unsere Beratungsangebote verstehen wir als „Hilfe zur Selbsthilfe“, d.h. die Beratungsnehmer/-
innen sollen nachhaltig befähigt werden, Probleme vor Ort eigenmächtig, selbstverantwortlich und
selbstbestimmt bearbeiten zu können. 

Im Pool unserer Beraterinnen und Berater �nden sich folgende Quali�kationen:

Sie haben einen Fach-/Hochschulabschluss oder vergleichbare Quali�kationen, Themenkenntnisse
zu Rechtsextremismus, Demokratie und Menschenrechte, Rassismus, Antisemitismus und Diskrimi-
nierung. Sie verfügen über spezi�sche Beratungskompetenzen wie systemische Beratung, Coaching
oder Mediation. Unsere Beraterinnen und Berater haben pädagogische Kompetenzen in der Bil-
dungs- und Seminararbeit und in der Moderation von Gruppen. Sie bilden sich regelmäßig zu the-
menrelevanten Aspekten fort.
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